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Der BVL ruft alle Lebensrecht-
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zur Teilnahme an der
1.000-Kreuze-Demo am
23. September in Berlin auf.

Sebastian Grundberger hat für LebensForum recherchiert, wie es um den Lebensschutz
in den Ländern Lateinamerikas bestellt ist.
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schutzes. So sagte der Abgeordnete
Miguel Asqueta, die Ankündigung derart
drastischer Mittel zur Rückweisung des
Gesetzes zerstöre jede Möglichkeit zur
ernsthaften Diskussion dieses schwierigen
Themas.

Am 30. Juni 2006 empfing Papst Be-
nedikt den neuen Botschafter Uruguays
beim Vatikan, Mario Juan Bosco Cayota
Zappettini. Mit eindeutigem Bezug auf
den Druck der Abtreibungsaktivisten
erklärte der Heilige Vater, die Kirche
sehe »mit Beunruhigung einige Tenden-
zen, die versuchen, den unverletzlichen
Wert des menschlichen Lebens selbst zu
limitieren oder es von seinem natürlichen
Umfeld zu trennen, das die menschliche
Liebe in Ehe und Familie ist«. Die Kirche,
so erklärte der Papst, fördere hingegen
eine «Kultur des Lebens, die großzügig
ist und Hoffnung schafft«.

MEXIKO

Der höchstwahrscheinlich mit hauch-
dünnem Vorsprung neu gewählte Präsi-
dent Felipe Calderón von der konservativ-
christdemokratischen Partei PAN, hatte
sich selbst im Vorfeld der Präsident-
schaftswahlen vom 2. Juli 2006 als »pro
life« bezeichnet. Damit stand er im Ge-
gensatz zu seinem linksgerichteten Kon-

trahenten Andrés Manuel López Obrador
von der Partei PRD, der eine Volksab-
stimmung über die Legalisierung von
Abtreibung und Sterbehilfe gefordert
hatte. Es bleibt abzuwarten, ob der neue
Staatschef im Sinne des Lebensrechtes
substantielle Erfolge wird erzielen kön-
nen, da die letzten Jahre eine schrittweise
Erosion des Lebensschutzes im mit 100
Millionen Einwohnern bevölkerungs-
mäßig zweitgrößten lateinamerikanischen

Land mit sich gebracht haben – und das
unter der konservativen Regierung von
Präsident Vicente Fox.

Im Jahr 2000 verabschiedete das me-
xikanische Parlament die nach ihrer Ini-
tiatorin, der Anwältin Rosario Robles
(PRD), benannte »Reforma Robles«.
Dieses Gesetz legt fest, dass die Abtrei-
bung im Falle einer Vergewaltigung oder
schweren Missbildung des ungeborenen
Kindes legalisiert werden sollte. Im Januar
2002 wurde eine Klage gegen das Gesetz
vor dem Obersten Gerichtshof Mexikos
verhandelt. Sieben der elf obersten Rich-
ter erklärten, das Gesetz sei verfassungs-
gemäß, obwohl sie gleichzeitig bemerkten,

die mexikanische Ver-
fassung schütze das Le-
ben aller Personen vom
Zeitpunkt der Emp-
fängnis an. Miguel Tor-
rijos, einer der Richter,
die sich dem Gesetz wi-
dersetzt hatten, erklärte
daraufhin, der Oberste
Gerichtshof habe die
Verfassung gebrochen
und »die Abtreibung
praktisch legalisiert«.

In Mexiko ist es ein
offenes Geheimnis, dass
Abtreibungen möglich
sind. Jeder Bundesstaat
ist aufgrund der födera-
len Staatsstruktur in der
Lage, die Abtreibungs-
regelungen innerhalb

gewisser Grenzen nach seinem Gut-
dünken zu handhaben. Besonders in den
nördlichen, vom PAN regierten Bundes-
staaten sind die Regelungen restriktiver
als in den südlichen Staaten mit meist
linken Regierungen. Die abtreibungswil-
ligen Frauen in den nördlichen Bundes-
staaten haben aber die Möglichkeit, über
die Grenze in die USA zu gehen, um eine
Abtreibung beim »großen Nachbarn«
vornehmen zu lassen.

Bereits 2004 hatte Mexiko grünes Licht
für die Abgabe der »Pille danach« gege-
ben und damit eine breite gesellschaftliche
Debatte verursacht. Die katholische Bi-
schofskonferenz erklärte, der Gebrauch

des Präparates ziehe zwangsläufig die
sofortige Exkommunikation nach sich.
Der praktizierende Katholik Calderón
kündigte bereits an, die Verbreitung der
»Pille danach« stoppen zu wollen.

EL SALVADOR

Für internationale Abtreibungsaktivis-
ten ist der kleine, zentralamerikanische
Staat El Salvador, dessen Name übersetzt
»Der Retter« bedeutet, ein rotes Tuch.
Hier ist die Abtreibung nicht nur in allen
Fällen gesetzlich verboten, sondern der
Lebensschutz ist durch einen Verfassungs-
zusatz auch im Grundgesetz verankert -
 und das ausdrücklich vom Moment der
Empfängnis an. Zudem wird Abtreibung
in El Salvador auch in deutlich größerem
Maße als in allen anderen lateinamerika-
nischen Staaten strafrechtlich verfolgt.

Interessanterweise entwickelte sich El
Salvador in Sachen Lebensrecht entge-
gengesetzt zu vielen anderen Staaten, die
von ursprünglich restriktiven zu permis-
siveren Abtreibungsregelungen über-
gingen. Im Jahr 1973 legalisierte El Sal-
vador die Abtreibung außer bei einer
Lebensgefahr der Mutter auch im Falle
einer Vergewaltigung und bei einer schwe-
ren Missbildung der Fötus. 1995 kam es
zu einer Initiative unter Federführung
der linksgerichteten, aus der früheren
Guerilla hervorgegangenen Partei
FMLN, die eine weitere Liberalisierung

der Abtreibung bezweckte. Als bekannt
wurde, dass eine diesbezügliche Geset-
zesinitiative 1997 im salvadorianischen
Parlament zur Abstimmung vorgesehen
war, mobilisierten Pro-Life-Bewegungen
und die katholische Kirche massiv die
salvadorianische Bevölkerung. In großen
Demonstrationen brachten die Menschen
ihr Missfallen über das Gesetzesprojekt
zum Ausdruck.

Die salvadorianische Bischofskonfe-
renz unter Führung des Erzbischofs der
Hauptstadt San Salvador, Fernando Sáenz
Lacalle, wandte sich mit einem offenen
Brief an die Mitglieder der gesetzesge-
benden Versammlung, in der sie diese
bat, gegen ein Gesetz zur Liberalisierung
der Abtreibung zu stimmen. Zudem er-
hielten die Politiker umfangreiches Infor-
mations- und Bildmaterial zum Thema
Abtreibung. Die Stiftung »Si a la Vida«

überreichte den Abgeordneten die Ergeb-
nisse einer Studie, nach der das Leben
mit der Empfängnis beginnt und die Ge-
setzesinitiative verfassungswidrig ist. Pro-
Life-Organisationen erhielten sogar die
Erlaubnis, einen Film mit Original-
Aufnahmen von Abtreibungen vor dem
gesamten Plenum des Kongresses
vorzuführen.

Die in El Salvador regierende Partei
ARENA von Präsident Elías Antonio
Sacá ist eine der konservativsten Parteien
Lateinamerikas. Ihr Wahlslogan heißt:
»Erstens El Salvador, zweitens El Salva-
dor, drittens El Salvador«. Außer diesem
stark nationalistischen gibt sich die Partei
auch einen dezidiert christlichen Anstrich.
Nichtsdestotrotz hatte sie im salvadoria-
nischen Bürgerkrieg eine, vorsichtig
ausgedrückt, zumindest sehr zweifelhafte
Rolle gespielt. In Sachen Lebensrecht ist
ARENA jedoch kompromisslos, und das
gilt auch für viele Abgeordnete anderer
Parteien, die bei ihrer Haltung auch den
Großteil der rund 6,5 Millionen zählen-
den Bevölkerung hinter sich wissen. Als
es zur Abstimmung über die Gesetzesin-
itiative kam, wurde sie deshalb mit großer
Mehrheit abgelehnt. Die Abgeordneten
gingen sogar über die reine Ablehnung
einer weiteren Liberalisierung der Abtrei-
bung hinaus und verabschiedeten ein
Gesetz, dass jegliche Abtreibung für illegal
erklärt, also auch in den Fällen, in denen
der Schwangerschaftsabbruch vorher er-
laubt gewesen war.

Aber damit nicht genug: Auf Drängen
der Öffentlichkeit beschloss das Parlament
einen Verfassungszusatz, der den Beginn
des Lebens eindeutig mit dem Moment
der Empfängnis definiert. In der
endgültigen, zweiten Abstimmung über
diesen Zusatz sprach sich 1999 eine

überwältigende Mehrheit des Parlamentes
für seine Verabschiedung aus. Abtrei-
bungsgegner unter maßgeblicher Betei-
ligung der mit Human Life International
verbundenen Stiftung »Si a la Vida« hat-
ten 500.000 Unterschriften für den Ver-
fassungszusatz gesammelt. Zusätzliche
Motivation hatten die Lebensrechtler
durch den Besuch von Papst Johannes
Paul II. in El Salvador erhalten, der 1999
im selben Monat wie die Abstimmung

stattfand. Sogar die linksgerichtete Partei
FMLN sah sich letztlich gezwungen, bei
der Abstimmung den Fraktionszwang
aufzuheben und einer beachtlichen Zahl
eigener Abgeordneter zu erlauben, für
den Zusatz zu stimmen. Die Sängerin
Julia Regina de Cardenal, Vorsitzende
der Stiftung »Si a la Vida«, feierte den
Verfassungszusatz als »Triumph für das
Leben«. Gleichzeitig beklagte sie jedoch,
dass von Seiten der UNO massiv Druck
im Sinne einer »Agenda gegen das Leben,
gegen die Familie, gegen die Religion,
gegen die Mutterschaft und gegen die
Kultur« ausgeübt werde.

WEITERE LÄNDER

Momentan gibt es in Lateinamerika
so viele Abtreibungsdebatten wie es Län-
der gibt. In der Dominikanischen Repu-
blik konnten die Lebensrechtler gerade
eine wichtige Auseinandersetzung für sich
entscheiden. Am 24. Juli stand eine Ge-
setzesinitiative im dominikanischen Par-
lament zur Abstimmung, deren Inhalt es
war, die Abtreibung im Fall von Inzest
und Vergewaltigung zu legalisieren. Nach
einer über fünfstündigen Debatte ent-
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